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5. Wahlperiode 


Drucksache V/2921 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Ahrens (Salzgitter), Rehs, Frau 
Korspeter und der Fraktion der SPD 


betr. Spätaussiedler und Familienzusammenführung 


Der Zustrom von Aussiedlerfamilien, die aus den deutschen Ost- 
gebieten in die Bundesrepublik Deutschland übersiedeln wollen, 
ist nadi Einführung höherer Gebühren in den polnisch verblie- 
benen Gebieten rückläufig geworden. 

Auch die Familienzusammenführung aus den Ländern Südost- 
europas mit ihren in der Bundesrepublik Deutschland wohnen- 
den Angehörigen ist in letzter Zeit erschwert. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist die Bundesregierung im Besitz beweiskräftiger Ermitt- 
lungen über die Zahl der in den Vertreibungsgebieten und im 
Südostraum verbliebenen deutsdien Staats- und Volkszuge- 
hörigen? 

2. Hat die Bundesregierung die Möglichkeit, zahlenmäßig fest- 
zustellen, in welchem Umfang Bereitschaft und Wille zur 
Übersiedlung in die Bundesrepublik und zur Familienzu- 
sammenführung innerhalb dieses Personenkreises besteht? 

3. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten zur Aufnahme von 
Kontakten zu Gruppen oder Einzelpersonen, die einer Über- 
siedlung und Familienzusammenführung förderlich sein könn- 
ten, oder hält die Bundesregierung die Kontaktaufnahme 
zur Zeit für nicht möqlidi? 

4. Hat die Bundesregierung die Frage geprüft, ob nicht im 
Wege zwischenstaatlicher Vereinbarungen die Übersied- 
lung und Familienzusammenführung durch ein ordnungs- 
mäßiges Verfahren geregelt und dadurch erleichtert werden 
könnte ? 
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5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß dort, wo 
dies noch nicht geschehen ist, zumindest bis zur endgültigen 
Regelung der Frage, den zurückgebliebenen deutschen Staats- 
und Volkszugehörigen die Rechte einer Volksgruppe ein- 
geräumt werden müßten, damit ihnen ihre Sprache und 
Kultur erhalten bleibt? 


Bonn, den 17. Mai 1968 


Ahrens (Salzgitter) 

Rehs 

Frau Korspeter 

Sdiinidt (Hamburg) und Fraktion 
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